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Die neue WTO-Welthandelsrunde bildete für die Union die höchste Priorität in die-
sem Berichtszeitraum, erwies sich aber als ein äußerst schwieriges Terrain, auf dem
nur wenige konkrete Fortschritte erzielt werden konnten. Das Thema der „genetisch
veränderten Organismen" wuchs für die Union an (problematischer) Bedeutung im
Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO). Die Beziehungen zu den Vereinigten
Staaten gestalteten sich trotz einzelner positiver Akzente nicht weniger konfliktreich
als im Vorjahr, dies im Unterschied zu denen zu Kanada, für die eine sehr positive
Bilanz gezogen werden konnte. Der Verfassungsentwurf des Europäischen Konvents
ließ die Grundlagen der Gemeinsamen Handelspolitik unverändert, brachte aber
einige Neuerungen im institutionellen und verfahrensmäßigen Bereich.

Die Union in der neuen Welthandelsrunde: Auf dem Weg nach Cancun

Nach der in Doha im Dezember 2001 nach schwierigen Verhandlungen erzielten
Einigung auf den Start einer neuen Welthandelsrunde bemühte sich die Union im
Berichtszeitraum nachhaltig, aber mit nur geringem Erfolg um eine Einhaltung des
vereinbarten Zeitplans. Mehrere wichtige Fristen konnten aufgrund wichtiger unge-
löster Fragen nicht eingehalten werden, so dass am Ende des Berichtszeitraums trotz
aller Bemühungen immer noch Zweifel an einem erfolgreichen Ausgang der Han-
delsrunde angebracht waren.

Zu einem ersten schweren Rückschlag kam es, als den WTO-Partnern nicht
gelang, die auf den 31. Dezember 2002 festgelegte Frist zu einer Einigung hin-
sichtlich der so genannten „Entwicklungsländer-Themen" zu wahren. Zu diesen
zählt zunächst der Bereich der handelspolitischen Sonderbehandlung von
Entwicklungsländern, wo sich die Union zusammen mit den USA gegen eine undif-
ferenzierte Reduzierung der Verpflichtungen von Entwicklungsländern insbesonde-
re in den Bereichen Transparenzverpflichtungen, prüfungsfreie Verlängerung von
Ausnahmegenehmigungen und automatische Verlängerung von Übergangsfristen
wandte. Die Entwicklungsländer ihrerseits versuchten teilweise die Verhandlungen
zu verschleppen, um das Thema der Sonderbehandlung eventuell zum Teil einer
Paketlösung auf der auf September 2003 angesetzten WTO-Ministerkonferenz in
Cancun (Mexiko) machen zu können. Kaum weniger schwierig gestaltete sich das
Entwicklungsländer-Thema der handelsbezogenen Urheberrechte (TRIPS), wo es
vor allem um den Zugang zu Medikamenten ging. Die Union hatte sich diesbezüg-
lich frühzeitig für ein System grenzüberschreitender Zwangslizenzen ausgespro-
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chen, das bedürftigen Entwicklungsländern zur Bekämpfung gravierender Epide-
mien - AIDS wurde wiederholt als Schlüsselbeispiel angeführt - den Zugriff auf
solche Zwangslizenzen auch dann ermöglichen würde, wenn sie über keine phar-
makologisehen Produktionskapazitäten verfügen. Die entsprechenden Vorschläge
scheiterten aber im Dezember 2002 am Widerstand der USA, die um den Miss-
brauch amerikanischer Pharmapatente etwa durch Weiterverkauf verbilligter Medi-
kamente fürchten und ein weitaus restriktiveres System anstrebten. Erst im Juni
2003 zeigten sich die USA unter dem Druck der Union und anderer WTO-Partner
zu einem Einlenken bis zur Konferenz von Cancun bereit. Als weiteres Entwick-
lungsländer-Thema erwies sich auch das der Implementierung der Vereinbarungen
der Uruguay-Runde durch die Entwicklungsländer. Zwar konnten bis Ende 2002
Teilerfolge unter anderem hinsichtlich der Verlängerung von Übergangsfristen für
nicht-landwirtschaftliche Produkte erzielt werden, aber zu zahlreichen anderen
Umsetzungsproblemen der Entwicklungsländer blieben zu viele offene Fragen, um
ein Gesamtkompromiss erzielen zu können.

Der fehlende Durchbruch bei den Entwicklungsländer-Themen entsprach nicht
dem Konzept der von der Kommission am 18. September angenommenen Mittei-
lung an den Rat und das Europäische Parlament zum Thema „Handel und Entwick-
lung",1 in dem sich die Kommission unter anderem für mehr strategische Kohärenz
zwischen der Union und der WTO und verstärkte Anstrengungen zum Aufbau insti-
tutioneller Kapazitäten and Expertise für Regulierungsprobleme und die Umset-
zung der technischen Details des Welthandelssystems vor allem in den am wenig-
sten entwickelten Länder eingesetzt hatte. Von Seiten der Union wurde wiederholt
die Notwendigkeit einer zentralen Berücksichtigung der Interessen der Entwick-
lungsländer betont, die sich - nicht in jeder Hinsicht zu Recht - als Verlierer der
Uruguay-Runde betrachtet hatten. Nachdem sich das Europäische Parlament bereits
in einer Entschließung vom 3. Juli 2003 für eine verstärkte Zusammenarbeit mit
den Entwicklungsländern im Hinblick auf Cancun und weitere Konzession im
Bereich Marktzugang für Industrie- und Agrarprodukte ausgesprochen hatte,2 be-
tonte auch der Rat in einer Erklärung vom 21. Juli3 erneut die Notwendigkeit eines
umfassenden Kompromisspakets mit den Entwicklungsländern, für das die Union
in den vorangegangenen Monaten bereits einige Konzessionen im Bereich der
Sonderbehandlung (siehe oben) gemacht hatte.

Die Position der Union in den WTO-Verhandlungen wurde natürlich auch erneut
durch die auch von den Entwicklungsländern vehement kritisierte Gemeinsame
Agrarpolitik erschwert. Ein EU-Verhandlungsangebot vom 27. Januar 2003, das
einen Abbau der Agrarzölle um durchschnittlich 36%, die Reduktion handelsver-
zerrender interner Unterstützung um 55% und einen Abbau der für Exportsubven-
tionen verfügbaren Haushaltsmittel um 45% vorsah, erwies sich als nicht konsens-
fähig. Dies allerdings auch, weil die Union als Teil des „Pakets" Konzessionen der
WTO-Partner hinsichtlich der so genannten „nichthandelsbezogenen Anliegen"
(Non-Trade Concerns, NTCs), d.h. Standards in den Bereichen Verbraucher-,
Umwelt- und Tierschutz, erwartete, die unter anderem bei den USA und den
Entwicklungsländern auf Widerstand stießen. Die Union lehnte ihrerseits im Feb-
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ruar einen Kompromissvorschlag des Vorsitzenden der Agrarverhandlungsgruppe
ab, da dieser aus ihrer Sicht die NTCs ungenügend berücksichtigte und exportstar-
ke Länder (vor allem die der ,,Cairns"-Gruppe) übermäßig begünstigen würde. Als
Folge dieser Differenzen konnte die zu einer Einigung im Agrarbereich gesetzte
Frist des 31. März nicht eingehalten werden. Dies verstärkte den Druck auf die Un-
ion, ihre Agrarreformen voranzutreiben, die dann mit den Beschlüssen vom 26. Juni
20034 auch zu einem beträchtlichen Ergebnis gebracht werden konnten. Obwohl
sich viele WTO-Partner sogleich als nicht voll befriedigt erklärten, stärkte das EU-
Agrarreformpaket mit seinem Abbau der internen Stützung und der Entkopplung
der Direktzahlungen von der Produktion doch deutlich die Verhandlungsposition
der Union auf dem Weg nach Cancun. Der traditionelle Hauptkontrahent der Union
in diesem Bereich, die Vereinigten Staaten, befanden sich demgegenüber aufgrund
der im Mai 2002 vom US-Senat verabschiedeten „Farm Bill" mit ihrem jährlichen
durchschnittlichen Agrarsubventionsvolumen von 8,28 Milliarden US-Dollar in
einer deutlich schlechteren Ausgangslage.

Ebenfalls ohne Einigung verstrich die Frist des 31. Mai 2003 für den Bereich der
Reform des Streitschlichtungsmechanismus. Hierbei handelt es sich für die Union,
die sich nicht zuletzt Sorgen über die zunehmende Tendenz der USA zu unilatera-
len Maßnahmen bei Handelskonflikten macht, um ein besonders wichtiges Feld.
Entsprechend hat die Union im Berichtszeitraum auch eine Vielzahl von Vorschlä-
gen vorgelegt, unter anderem zur Überprüfung der Konformität von Umsetzungs-
maßnahmen (so genanntes „Sequencing"), zum Verbot von Karussellsanktionen,
zur Stärkung von Kompensationen anstatt Retorsionsmaßnahmen und zur Einfüh-
rung ständiger Schiedsrichter. Demgegenüber setzten sich die USA, die in der letz-
ten Zeit einige bedeutende Niederlagen in Streitbeilegungsverfahren hinnehmen
mussten, für stärkere Einflussmöglichkeiten der Streitparteien die Verfahren unter
Einschluss der Berufungsphase ein. Die Entwicklungsländer erleichterten ihrerseits
nicht einen Kompromiss durch ihre ablehnende Haltung hinsichtlich der von der
Union unterstützten größeren Transparenz der Verfahrensmodalitäten.

Als zähflüssig erwiesen sich auch die Verhandlungen im Bereich Handelsregeln,
in dem sich die USA weitgehend gegen die von einigen Ländern (darunter Brasilien
und Japan) angestrebten strikteren Regeln gegen einen Missbrauch von Anti-
dumpingmaßnahmen sperrten. Die Union legte sich in diesem Feld, das wohl Teil
eines übergreifenden Kompromisspakets werden wird, zunächst noch nicht fest,
setzte sich aber nachdrücklich für verbesserte Regeln zur Subventionsdisziplin ein.

Es gab allerdings auch einige positive Entwicklungen in der WTO-Runde. So
konnte im Bereich Dienstleistungen der ursprüngliche Zeitplan weitgehend einge-
halten werden. Bis im Juli 2003 hatte sie die insgesamt 109 Forderungen an Dritt-
staaten für verschiedene Dienstleistungsbereiche formuliert und ihrerseits 36 von
anderen WTO-Partnern erhalten, wodurch erneut die Komplexität der Verhand-
lungen in diesem Bereich deutlich wurde. Aufgrund der innereuropäischen Sensibi-
lität von Dienstleistungen in den Bereichen Ausbildung, Gesundheit sowie soziale
und audiovisuelle Leistungen legte die Union in diesen keine neuen Angebote vor.
Hierfür wurden Rat und Kommission in der Cancun-Resolution des Europäischen
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Parlaments vom 3. Juli 2003 (siehe oben) zwar ausdrücklich gelobt, aber der Hand-
lungsspielraum der Union im Rahmen eines abschließenden Kompromisspakets
dürfte sich hierdurch entsprechend reduzieren.

Fortschritte gab es auch hinsichtlich des Marktzugangs für Nicht-Agrarprodukte,
wo sich im Mai breite Zustimmung zu einer durch zusätzliche Zollsatzreduzie-
rungen in bestimmten Sektoren und eine Sonderbehandlung von Entwicklungs-
ländern zu ergänzende allgemeinen Zollsenkungsformel abzeichnete. Die Höhe der
Zollsatzsenkungen blieb jedoch umstritten, und die Union wandte sich zusammen
mit den USA und anderen Industrieländern gegen einen Kompromissvorschlag des
Vorsitzes, der im Unterschied zu sehr hohen Zollabbauverpflichtungen für die füh-
renden Industrieländer nur vergleichsweise geringe für die Schwellenländer zur
Folge haben würde. Die Union sprach sich konsequent für eine Reduzierung des
höchstmöglichen Zollsatzes auf weltweit 15% aus.

Hinsichtlich der so genannten „Singapur-Themen" schließlich - Wettbewerb,
Investitionen, Transparenz im öffentlichen Auftragswesen und Handelserleichte-
rungen - können formelle Verhandlungen zwar frühestens erst nach Cancun begon-
nen werden, aber ausführliche Sondierungen wurden bereits vorgenommen. Die
Union setzte sich hierbei nachdrücklich für ein umfassendes multilaterales Investi-
tionsabkommen sowie ein Abkommen zur Transparenz im öffentlichen Auftrags-
wesen ein, die auch mehr Verpflichtungen für Entwicklungsländer mit sich bringen
würden und auf entsprechende Widerstände bei diesen stießen. Hinsichtlich der
Handelserleichterungen zeigten sich sowohl die Union als auch die USA sehr an
Regelungen zum Abbau bürokratischer Handelshemmnisse und einem Überein-
kommen zur Regelung von Minimalstandards interessiert.

Genetisch veränderte Organismen: Eine Herausforderung für die Union
und das Welthandels System

Die Fortschritte in der Gentechnologie haben genetisch veränderte Lebensmittel zu
einem beständig an Bedeutung gewinnenden Thema der internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen werden lassen. In der EU fehlte es in den vergangenen Jahren
nicht an Experten, die vor möglichen gesundheitlichen Risiken der Verwendung
genetisch veränderter Organismen (GVOs) in Lebensmitteln warnten, und viele
Verbraucher in der EU reagieren mit Unbehagen auf die Aussicht einer Proliferation
derartig modifizierter Lebensmittel. Vor diesem Hintergrund einigte sich der Rat
2001 auf ein neues Regulierungssystem,5 das im Oktober 2002 in Kraft trat. Dieses
sieht ein mehrstufiges Verfahren zur Marktzulassung von GVOs vor, das auf den
Prinzipien einer ausführlichen Risikobewertung von GVO-Produkten, Überwa-
chung ihrer Vermarktung und Aufklärung der Verbraucher beruht. Für ausländische
Anbieter bedeutet das damit erforderliche individuelle Genehmigungsverfahren
nicht nur erhebliche Verzögerungen hinsichtlich des Marktzugangs, sondern natür-
lich auch die Möglichkeit einer Verweigerung der Zulassung zu dem lukrativen
Lebensmittelmarkt der EU. Für Exportländer mit deutlich geringerem Schutzniveau
liegt daher der Verdacht nahe, ob echt oder nur behauptet, dass es sich hierbei um
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ein protektionistisches, mit den Regeln der Welthandelsorganisation unvereinbares
System handelt.

Es kann daher nicht überraschen, dass die Union im Berichtszeitraum in der
Frage der GVO-Zulassung zunehmend unter Druck geriet. Dies galt insbesondere
für die Zulassung von genetisch modifiziertem Mais. Als der Welt größter Maispro-
duzent haben die USA ein durchaus legitimes Interesse an einem möglichst offenen
Weltmarkt in diesem Bereich, bringen aber für die Union das Problem mit sich, dass
ihre Maisproduktion wesentlich weniger restriktiven Regeln unterliegt als nach EU-
Standards erforderlich. Zwar sind „nur" rund 35% der US-Maisproduktion gene-
tisch modifiziert, aber da insgesamt nur ungefähr 2% der übrigen Produktion ge-
trennt von den modifizierten Maissorten angebaut werden, bedeutet dies, das poten-
tiell bis zu 98% der Produktion modifizierten Mais enthalten kann. Entsprechend
langwierig gestalteten sich daher die Zulassungsverfahren für US-Mais, was die
US-Administration zu der Behauptung eines unzulässigen „Moratoriums" auf EU-
Seite veranlasste. Am 13. Mai 2003 kündigten die USA daher an, dass sie gemein-
sam mit Argentinien (ein weiterer führender Mais-Exporteur), Kanada und Ägyp-
ten bei der WTO Konsultationen über das Zulassungssystem der EU beantragen
würden, die dann im Juni auch in die erste Runde gingen. In ersten Stellungnahmen
verteidigte die EU energisch ihr Recht auf ein eine sorgfältige Risikobewertung
ermöglichendes Regulierungssystem und verwies darauf, dass einige WTO-Mit-
glieder gleichfalls restriktive Regelungen angenommen haben. Tatsächlich steht die
Union mit ihren Besorgnissen hinsichtlich der GVOs weltweit nicht alleine. So
haben etwa auch einige Entwicklungsländer, darunter vor allem afrikanische,
darum gebeten, dass Lebensmittelhilfen nur GVO-freie Produkte enthalten sollten.
Dennoch stellt das Thema für die EU - und das Welthandelssystem - eine erhebli-
che Herausforderung dar, da zu erwarten ist, dass es in den nächsten Jahren zu einer
wachsenden Proliferation von GVO-Produkten kommen wird. Die Union wird sich
daher um eine tragkräftige Allianz mit anderen Handelspartnern bemühen müssen,
die auf ähnlich hohe Sicherheitsstandards hinsichtlich der GVOs Wert legen.

Die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und Kanada

Die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten wurden neben dem bereits erwähnten
schwierigen Thema der GVOs und dem traditionell schwierigen Agrarbereich
erneut auch durch andere bilaterale Handelsstreitigkeiten belastet, die allerdings in
der Substanz nicht neu waren.

Der Streit über die amerikanische „Foreign Sales Corporation (FSC)"-Gesetz-
gebung, die amerikanischen Unternehmen mit Niederlassungen im Ausland erheb-
liche Steuererleichterungen gewährt, hielt an, wobei die USA sich allerdings immer
stärker auch im WTO-Rahmen unter Druck gesetzt sahen. Am 29. August 2003
bestätigte ein WTO-Urteil die Einschätzung der Union hinsichtlich des ihr durch
das FSC-Regime entstehenden Schadens und ermächtigte die entsprechenden Ge-
genmaßnahmen gegenüber den Vereinigten Staaten in Höhe von 4,043 Milliarden
US-Dollar zu ergreifen, was erheblich über die 970 Millionen Dollar hinausging,
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die von US-Seite eingeräumt worden waren. Nachdem die Union zuvor bereits US-
Produktkategorien identifiziert hatte, auf die Straf zolle erhoben werden würden,
autorisierte die WTO Anfang Mai 2003 die entsprechende Liste, womit die USA
unter extremen Zugzwang geriet. Der Sprecher des Weißen Hauses, Ary Fleischer,
beschwor daher denn auch am 7. Mai den US-Kongress, dringend der längst über-
fälligen Revision der US-Gesetzgebung zuzustimmen, woraufhin die Verhandlun-
gen auch Fortschritte machten.

Auch in der Frage des so genannten „Byrd-Amendments", das die direkte Wei-
tergabe von auf subventionierte ausländische Einfuhren erhobenen Strafzöllen an
die betreffenden US-Firmen vorsieht, konnte die Union - mit Unterstützung Kana-
das, Australiens, Japans und anderer Partner - ihre Position im Rahmen der WTO
gegen die USA behaupten. Am 16. Januar 2003 verurteilte die WTO am Ende eines
von den USA gegen eine frühere Verurteilung eingeleiteten Berufungs Verfahrens
das Amendment, das zu diesem Zeitpunkt US-Firmen bereits mit über 500 Millio-
nen US-Dollar begünstigt hatte, als einen klaren Fall von „doppeltem" Schutz, der
daher seinerseits einer Subvention gleichkommt. Nachdem die um Einlenken ge-
neigte Bush-Administration in den folgenden Monaten aufgrund erheblicher innen-
politischer Widerstände - vor allem im Senat - kaum Fortschritte mit der Abschaf-
fung des Amendments machen konnte, setzte die WTO den Vereinigten Staaten am
19. Juni 2003 ein Ultimatum bis zum 27. Dezember des Jahres.

Zu den vor der WTO anhängigen bilateralen Streitpunkten kam am 13. Juni 2003
ein weiterer hinzu, als die Kommission bei der WTO offizielle Konsultationen im
Rahmen des WTO-Streitbeilegungsmechanismus über die Anwendung des so
genannten „Zeroing" bei Dumpingberechnungen durch die USA beantragte. Bei
dem „Zeroing" handelt es sich um eine Methode zur Berechnung von Dumping-
effekten, bei der negative Dumpingspannen mit Null bewertet und damit nicht
berücksichtigt werden, was zu einer nach Auffassung der Union völlig ungerecht-
fertigten Erhöhung der Dumpingschuld von Exporteuren in der EU führt.

Es wurden im Berichtszeitraum jedoch auch einige positive Akzente in den
Handelsbeziehungen mit den USA gesetzt. So konnte die Gefahr einer Eskalation
des Streites über die 2002 eingeführten hohen amerikanischen Schutzzölle für
Stahlimporte durch amerikanische Konzessionen, die nach Einschätzung der Kom-
mission rund 60% der von den US-Zöllen betroffenen Exporte von diesen ausnah-
men, abgewendet werden. Im September 2002 beschloss der Rat Retorsionsmaß-
nahmen bis zu der als sicher geltenden Verurteilung der Vereinigten Staaten in dem
anhängigen WTO-Streitbeilegungsverfahren auszusetzen.

Nachdem beide Seiten am 16. Juni 2003 bereits ein Abkommen über die Zusam-
menarbeit in der Brennstoffzelltechnologie unterzeichnet hatten, konnten sie sich,
nachdem der Rat der Kommission am 5. Juni ein entsprechendes Verhandlungs-
mandat erteilt hatte, am 25. Juni 2003 auch auf die Eröffnung von Verhandlungen
über ein umfassendes Abkommen zur Liberalisierung des bilateralen Luftverkehrs
einigen. Diese Verhandlungen zielen auf die Einführung eines gemeinsamen „offe-
nen Luftverkehrsraums" („Open Aviation Area") ab, der alle relevanten Aspekte der
zivilen Luftfahrt unter Einschluss von Markzugangs-, Investitions- und Wett-
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bewerbsregeln, Flugpreisstrukturen und Flugsicherheitsstandards abdecken soll.
Beide Seiten zeigten sich überzeugt, dass ein erfolgreicher Abschluss dieser Ver-
handlungen eine Signalwirkung für Liberalisierungen auch im WTO-Kontext ent-
falten könnte.

Trotz erheblicher Positionsunterschiede in einzelnen Bereichen - wie etwa dem
der GVOs - entwickelten sich die Beziehungen zu Kanada weitaus problemfreier
als die zu den USA. Im Dezember 2002 einigten sich die Union und Kanada im
Rahmen ihres regelmäßigen Gipfeltreffens auf Vorarbeiten zu einem neuartigen
breitgefächerten bilateralen Handels- und Investitionsabkommen, das über traditio-
nelle im Rahmen der WTO behandelte Marktzugangsfragen hinausgehen soll und
das erste Abkommen dieser Art mit einem Industrieland außerhalb Europas sein
würde. Außerdem kamen beide Seiten überein, ihre bilaterale Zusammenarbeit in
Regulierungsfragen zu intensivieren und auf ein neues Rahmenabkommen in die-
sem Bereich hinzuarbeiten. In einer Mitteilung an Rat und Parlament zu den Bezie-
hungen zu Kanada6 zog die Kommission am 13. Mai 2003 eine sehr positive Bilanz
hinsichtlich der bilateralen Handelsbeziehungen und brachte die Erwartung zum
Ausdruck, dass das neue Abkommen über Handel und Investitionen auf die Ergeb-
nisse der intensivierten Zusammenarbeit in Regulierungsfragen aufbauen könne.

Die Gemeinsame Handelspolitik im Verfassungsentwurf des Konvents

Als eine der am weitesten entwickelten „gemeinsamen Politiken" der Europäischen
Union war die noch durch den Vertrag von Nizza teilreformierte Gemeinsame
Handelspolitik in den Beratungen des Europäischen Konvents einem weitaus gerin-
geren Reformdruck ausgesetzt als viele andere Politikbereiche der Union. Dennoch
wurde sie aufgrund der angestrebten generellen Reform den Entscheidungsregeln
und des Drängens vor allem Frankreichs auf die Einführung einer Ausnahmerege-
lung zum Schutz von Kulturgütern („exception culturelle") zu einem wichtigen
Thema der Beratungen des Konvents.

Der im Juli 2003 endgültig angenommene Verfassungsentwurf des Konvents7

behält zwar den allgemeinen Rahmen der Gemeinsamen Handelspolitik bei, sieht
aber einige nicht unwesentliche Änderungen vor. Dies gilt zunächst für die aus-
drückliche Einbindung der Handelspolitik in den „Rahmen der Grundsätze und
Ziele des auswärtigen Handelns der Union" (Artikel 111-217(1)), die einer verstärk-
ten außenpolitischen Instrumentalisierung der Handelspolitik Vorschub leisten
könnte. Sodann stärkt der Verfassungsentwurf die Rolle des Europäischen Parla-
ments, dem erstmals ein Anhörungsrecht zu allen ,normalen'8 Handelsabkommen
eingeräumt wird (Artikel III-227) und demgegenüber die Kommission - wie gegen-
wärtig nur gegenüber dem Ausschusses nach Artikel 133 EGV - zu regelmäßigem
Bericht über die Verhandlungen (Artikel 111-217(3)) verpflichtet wird. Schließlich
wird auch die „exception culturelle" kodifiziert, dies durch die Vorschrift der Ein-
stimmigkeit für die Aushandlung und den Abschluss von Abkommen im Bereich
des Handels mit kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen, wenn diese die
kulturelle und sprachliche Vielfalt in der Union beeinträchtigen können (Artikel III-
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217(4)). Im Verein mit der ausdrücklichen Erwähnung der Wahrung der kulturellen
und sprachlichen Vielfalt und des Schutzes des kulturellen Erbes unter den Zielen
der Union (Artikel 3) wird damit der Ausnahmestatus des Bereichs der Kultur in der
Handelspolitik in deutlichster Form anerkannt. Wie aber auch von Kommissar
Lamy unterstrichen,9 würde demnach im Zweifelsfall die Beweislast für die
Anwendung der Einstimmigkeitsregel beim Ministerrat liegen, so dass einer die
Handlungsfähigkeit der Union belastenden extensiven Auslegung dieser Klausel
ein hinreichender Riegel vorgeschoben sein dürfte.

Ausblick

Auch in diesem Berichtszeitraum erwies sich die Union wieder als eine der wich-
tigsten treibenden Kräfte im Rahmen der WTO-Verhandlungen, was angesichts der
beträchtlichen Abhängigkeit der EU-Exportwirtschaft von einem funktionierenden
Welthandelssystem auch nicht überraschen kann. Die WTO-Runde ist bislang aller-
dings alles andere als planmäßig verlaufen, und die Union wird ihrerseits noch
erhebliche Anstrengungen unternehmen müssen, um Blockierungen der Verhand-
lungen vor allem seitens der Entwicklungsländer und der USA zu vermeiden. Das
Agrarkompromisspaket vom Juni 2003 kann ihr dabei helfen, aber in einigen Fragen
- wie etwa der GVOs und Verbraucherschutzstandards - ist ihre Bewegungs-
fähigkeit doch sehr eingeschränkt. In diesen Fällen sollten Positionen aber auch
nicht einfach aufgegeben werden, da es sich um grundlegende Wertentscheidungen
handelt, hinter denen oft eine breite Mehrheit der europäischen Bürger steht. Die
Gemeinsame Handelspolitik muss letztendlich auch auf einigen unverrückbaren
Wertentscheidungen basieren, da sie sonst zum bloßen Spielball kurzfristiger Inte-
ressen und Entwicklungen wird.
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